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Gastautor

Auf ins neue Mittelalter!
Dabei hätten wir es beinahe ge-
schafft. Das Mittelalter mit
Pest, Despotismus und Hexen-
verbrennungen wurde von der
Aufklärung überwunden. Die
Französische Revolution ging
dem Gottesgnadentum an den
Kragen und legte nach einem
blutigen Patzer den Grundstein
für eine humanistische Gesell-
schaft. Mitte der vierziger
Jahre schliesslich glaubten wir,
das Monstrum des Faschismus
und Nationalsozialismus
endgültig in Grund und Boden
gebombt zu haben.

Leider ist das mit dem Glauben
so eine Sache, die glorios in die
Hose gehen kann. Für mich
kam der Weckruf bei der
Lektüre eines Kommentars
über die britische Erfolgsauto-
rin J.K.K. Rowling, deren
Bücher gerade virtuell und real
verbrannt werden. Der Grund:
in ihrem neusten Kriminalro-
man stellt sie einen Transgen-
der-Menschen als brutalen
Mörder dar. Offenbar hat die
Autorin einige fundamentalis-

tische Vertreter einer sich
bedroht fühlenden Minderheit
derart verärgert, dass diese zu
Methoden griffen, die man seit
den Bilderstürmen des Mittel-
alters und den Nazi-Bücherver-
brennungen überwunden
glaubte. Die sogenannte
«Cancel Culture» wird von
Minderheiten praktiziert, die
sich in ihrer Opferrolle der-
massen verheddern, dass sie
alles niederschreien, boykot-
tieren und verbieten wollen,
was ihrer Wunschweltanschau-
ung widerspricht. Auf dem
moralisch vermeintlich höhe-
ren Podest ist auch alles er-
laubt, solange man es laut
genug in die Welt hinaus brüllt,
sei es noch so unrecht. Welcher
vernünftige Mensch getraut
sich heute noch, den zivilen
Ungehorsam der Klimajugend
zu hinterfragen? Oder was sind
das für Idioten, die immer
noch daran zweifeln, dass wir
mit einem politisch-korrekten
und gendergerechten neuen
Vokabular eine bessere Welt
ohne Diskriminierung und

Rassenhass schaffen? Am
Anfang war das Wort, und
ohne den Mohrenkopf hätte es
Kolonialisierung und Sklaven-
handel nie gegeben. Also ist es
doch nur legitim, unliebsame
Bücher zu verbrennen und
Dialogverweigerung zu prakti-
zieren. Warum nicht ein paar
Denkmäler schleifen und alte
Filme für immer in Archive
verbannen? Aus den Augen,
aus dem Sinn, und die Welt ist
gerettet.

Forderungen nach Boykotten,
Zensur und Ausgrenzung
Andersdenkender wurzeln
auffallend oft im linkspoliti-
schen Spektrum, das offen-
sichtlich mit dem demokrati-
schen Grundreflex der offenen
Debatte Mühe bekundet. Das
dürfte historische Gründe
haben. Um sein Nazitrauma
wegzutherapieren, hat der
Sozialismus den Musterstaat
DDR auf den Prinzipien von
Intoleranz, Repression und
Ausgrenzung geschaffen.
Pikanter Hinweis für diktato-

risch affine Klimajungs und
-mädchen sowie Jungsozis:
Dank Verboten und Zensur
wurde das gelobte Land ihrer
ideologischen Vormütter und
-väter zum grössten Umwelt-
sünder in Mitteleuropa. Bitte
das beim Klassenkampf Edi-
tion 2.0 berücksichtigen.

Immerhin eine Unterspezies
des Menschen wurde bisher
vom politisch-korrekten Pro-
tektionswahn nicht erfasst und
gilt noch als jagdbares Frei-
wild, nämlich der alte weisse
Mann. Solange ich also mei-
nesgleichen literarisch meuch-
le, riskiere ich hoffentlich
nicht, meine Bücher auf dem
Scheiterhaufen zu finden.

Christof Gasser
Der Buchautor lebt in Oberdorf.

Neue Richtung für die Sonderschulen
Der Sonderschulbereich im Kanton soll bis 2030 optimiert werden. Das Projekt OptiSO+ zeigt, was sich bis dahin ändern soll.

Rebekka Balzarini

Kinder sollen lernen können –
auch diejenigen, die besondere
Bedürfnisse haben und deshalb
mehr Unterstützung brauchen
als andere. Zum Beispiel Kinder
mit einer körperlichen und geis-
tigen Beeinträchtigung. Diese
Kinder werden häufig in Sonder-
schulen unterrichtet. Seit sich
die IV vor über zehn Jahren aus
der Sonderpädagogik zurückge-
zogen hat, hat sich in diesem Be-
reich bereits einiges verändert.
Nun stehen noch einmal Neue-
rungen an: Im Rahmen des Pro-
jekts OptiSO+ soll der Bereich
Sonderpädagogik optimiert
werden. Das Projekt startet
2022, bis 2030 sollen die Verän-
derungen abgeschlossen sein.
Die wichtigsten im Überblick.

NeuwerdenBedarfsstufen
geschaffen
Neu werden Kinder, die sonder-
pädagogische Massnahmen be-
nötigen, in drei Bedarfsstufen
eingeteilt. Der grösste Teil der
Schülerinnen und Schüler, zwi-
schen 80 und 85 Prozent, gehör-
en in Zukunft zu der Bedarfsstu-
fe 1. Zu dieser Stufe zählen Kin-
der, die «insbesondere in ihrer
(Lern-)Entwicklung und in ihren
altersgemäss zu erwartenden
Verhaltensmöglichkeiten beein-
trächtigt sind», so der Projekt-
bericht. Diese Kinder können
dem Unterricht folgen, «sind
aber behinderungsbedingt auf
eine kleinere Abteilungsgrösse
und ergänzende individualisier-
te Förderung angewiesen.» Zu
der Stufe zwei gehören rund 10
bis 15 Prozent der Kinder, und
sie benötigen etwas mehr Förde-
rung als die Kinder der ersten
Stufe. Dazu gehören etwa Kin-
der mit «stark ausgeprägtem

Autismus oder einer komplexen
Mehrfachbehinderung», so der
Bericht.

Ziel auf dieser Stufe sei es,
die Kinder zu «einem selbst-
ständigen Leben zu befähigen»,
erklärt Yolanda Klaus, die stell-
vertretende Leiterin des Volks-
schulamtes. «Sie lernen zum
Beispiel auch, wie sie alleine mit
dem öffentlichen Verkehr unter-
wegs sein können.» Kinder der
Stufe drei, rund 1 bis 5 Prozent,
benötigen ein spezifisches Ein-
zelsetting. Dazu gehören auch
Kinder, die unter psychischen
Krankheiten wie extremen
Angststörungen leiden. Das Ziel
der Bedarfsstufen ist es, die Fi-
nanzierung transparenter zu
machen und die Qualitätssiche-
rung zu erleichtern.

Die Kosten werden pauschal
gezahlt
Für die öffentlich-rechtlichen
und für die privaten Sonderpäd-
agogischen Zentren gilt in Zu-
kunft das gleiche Abgeltungs-
modell. Dieses orientiert sich
weitgehend am Modell der
Schülerpauschalen, das auch an
den Regelschulen gilt. Der Kan-
ton definiert die Leistungen,
welche die Schulen erbringen
müssen, und die anfallenden
Kosten. Basierend auf dieser
Grundlage werden Pauschalbe-
träge an die Sonderschulen ge-
zahlt. Laut Klaus fielen im Be-
reich der Sonderschulen in den
vergangenen Jahren jeweils Kos-
ten von rund 90 Millionen Fran-
ken an. Rund 20 Millionen tra-
gen heute die Gemeinden, den

Rest übernahm der Kanton.
Dieser Betrag soll sich mit dem
neuen Finanzierungsmodell
nicht erhöhen, so Klaus. Die
Pauschalisierung und die Quali-
tätssicherung sei bei den Schu-
len gut angekommen, hält sie
fest. «Die verschiedenen Insti-
tutionen wollen und können so
zeigen, was sie gut machen.
Dass der Kanton neu den Quali-
tätsanspruch überprüft, ist des-
halb breit akzeptiert.» Etwas
mehr Mühe hätten die Schulen
damit, dass das Projekt OptSO+
auch strukturelle Veränderun-
gen mit sich bringen wird.

Ein neuer Standort im Gäu
geplant
Die Verteilung der Sonderschu-
len im Kanton ist heute nicht

gleichmässig. Während es um
die Städte Grenchen und Solo-
thurn gleich mehrere Standorte
gibt, fehlt ein ausreichendes An-
gebot im Thal und im Gäu.

Das soll sich ändern, erklärt
Yolanda Klaus. Im Gäu solle in
den nächsten Jahren ein neuer
Standort entstehen, im Westen
des Kantons werde dagegen ein
Standort verschwinden. Für ei-
nige Angestellte bedeutet das,
dass sie möglicherweise ihren
Arbeitsort wechseln müssen.
Arbeit habe es aber für alle ge-
nug, so Klaus. «Wir können auf
die Institutionen, die wir jetzt
haben, nicht verzichten», betont
sie, «inhaltlich könnte es aber
Verschiebungen geben». Soll
heissen: Eine Schule, in der bis-
her Kinder der Bedarfsstufen

zwei und drei unterrichtet wur-
den, darf in Zukunft vielleicht
nur noch Kinder einer Bedarfs-
stufe unterrichten.

Welche Leistungen an den
verschiedenen Standorten er-
bracht werden, entscheidet sich
im Laufe des nächsten Jahres.
Im Dezember schreibt der Kan-
ton die Leistungen aus, die in
denunterschiedlichenRegionen
des Kantons erbracht werden
müssen. Die bestehenden Insti-
tutionen müssen sich anschlies-
send beim Kanton bewerben
und die Qualitätskriterien des
Volksschulamts erfüllen, damit
sie Kinder der verschiedenen
Bedarfsstufen unterrichten dür-
fen. «Dieses Vorgehen hat bei
den Institutionen zu einer vor-
läufigen Unsicherheit geführt,
die ich nachvollziehen kann»,
erklärt Klaus. «Sobald wird die
Ausschreibung im Dezember
starten, herrscht aber mehr
Klarheit.» Auch für die Regel-
schulen werde die Regionalisie-
rung laut der stellvertretenden
Leiterin des Volksschulamtes
Vorteile bringen: Jede Regel-
schule arbeite nur noch mit
einer definierten Institution für
die Re-Integration zusammen.

KeineStandortwahlmehrfür
Eltern
Bisher wollten Eltern oft selber
wählen, in welcher Institution
ihre Kinder unterrichtet werden
sollen. Ab dem Jahr 2022 sei das
aber nicht mehr möglich, so
Klaus. «Wenn klar ist, welche
Institution in ihrer Region die
Leistung erbringt, die ihr Kind
benötigt, dann besucht das Kind
in dieser Institution den Unter-
richt», erklärt sie. Dies mit dem
Ziel, das Angebot im Kanton zu
vereinheitlichen und Transport-
wege zu verkürzen.

Im «Bachtelen» in Grenchen werden Kinder und Jugendliche betreut. Im Bild eine Abschlussarbeit aus dem Jahr 2018. Bild: Oliver Menge

Grenzüberschreitendes
Velofahren im Leimental
Mit der Verbindung Rodersdorf–Leymen–Flüh–Bättwil soll
der Veloverkehr-Alltag gestärkt werden.

Frankreich/Leimental Die Zu-
sammenarbeit zwischen dem
Solothurnischen Leimental und
Frankreich erhält eine neue Fa-
cette. Neben dem Tram soll ein
Veloweg die Ortschaften Ro-
dersdorf, Leymen (F), Flüh und
Bättwil miteinander verbinden.
Das 0,9 Mio. Franken teure Pro-
jekt ist seit Jahren Hoffnungsträ-
ger in der Verbesserung der Ver-
netzung – für die Realisierung
brauchte es aber die Zusage der
Franzosen. Nachdem der Aus-
schuss von Interreg Oberrhein
nun die Mitfinanzierung mit
knapp 400 000 Euro zugesi-
chert hat, steigt die Erwartung,
den neuen Radweg im Jahr 2022
in Betrieb zu nehmen.

So verkündet die Gemeinde
Bättwil: «Die Detailplanung für
den Veloweg konnte angegan-
gen werden. Federführend für
die Realisierung ist die Saint-
Louis Agglomération, da Frank-
reich den grösseren Teil der Fi-
nanzierung trägt. Der Veloweg
sollte bis 2022 nun Realität wer-

den.» Die Gemeinde Bättwil be-
teiligt sich mit 20 000 Franken
an der neuen Route, Hofstet-
ten-Flüh voraussichtlich mit
5000 Franken und Rodersdorf
mit 120 000 Franken, wofür die
Gemeindeversammlung bereits
vorzwei JahrengrünesLichtgab.

Mit dem internationalen Ve-
loweg kommt das Leimental in
den Genuss von Förderbeiträ-
gen der EU. Die französischen
Entscheidungsträger halten
dazu fest: «Der Bau eines Velo-
wegs soll das Benutzen des Ve-
los zum Grenzübertritt einfa-
cher und sicherer machen.»
Denn die bisherigen Schwierig-
keiten führten dazu, dass viele
Bewohner das Velo im Alltag
nicht nutzten, da die Wege ge-
fährlich und umständlich seien.
Die Hauptverkehrsachsen sind
stark ausgelastet. Die Velofahrer
müssten die enge und stark be-
fahreneHauptstrasse inLeymen
benutzen, um den Anschluss an
das Schweizer Radwegenetz zu
finden. (bea)

Alessandro Preite
Solothurner Zeitung, 15.10.2020
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